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betr. Wettbewerbsfähigkeit am Baumarkt 


1, Welche Ergebnisse hat der nach Ankündigung der Bundesregie- 
rung im Jahreswirtschaftsbericht 1976 zur Erörterung der Wett- 
bewerbsverhältnisse auf dem Baumarkt gebildete Gesprächskreis 
im Hinblick auf die Sicherstellung der strikten Einhaltung der 
Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) bei der Vergabe 
und Abwicklung von Bauleistungen bis jetzt erarbeitet? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, zur notwendigen Verbesserung 
der Wettbewerbsverhältnisse am Baumarkt unter Beteiligung 
der Bauwirtschaftsverbände paritätisch besetzte VOB-Prüfstellen 
kurzfristig einzusetzen, die die im Schreiben des Bundeswirt- 
schaftsministers vom 24. März 1975 geforderte strikte Einhaltung 
der VOB in allen Fällen überwachen, in denen die Öffentliche 
Hand Auftraggeber ist oder in denen die Ausführung von Bau- 
leistungen ganz oder teilweise mit öffentlichen Mitteln finanziert 
oder verbürgt wird? 


Der Bundesminister für Wirtschaft - I B 3 - 26 04 50/2 - und der 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
-BI2-010 80 - 127/76 - haben mit Schreiben vom 18. Juni 
1976 namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 

Der Gesprächskreis zur Verbesserung der Wettbewerbsverhält- 
nisse auf dem Baumarkt ist vom Bundesminister für Wirtschaft 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau im Dezember vergangenen Jahres 
gegründet worden. Im Rahmen dieses Gesprächskreises, an dem 
die öffentlichen Auftraggeber von Bund, Ländern und Gemein- 
den sowie die am Baugeschehen beteiligten Verbände und Or- 
ganisationen der Wirtschaft mitwirken, wurden zwei Arbeits- 
gruppen gebildet: 

Arbeitsgruppe I 

(unter Vorsitz des Bundesministeriums für Wirtschaft) 
„Allgemeine Wettbewerbsfragen - Verbesserung der Markt- 
transparenz ^ und 
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Arbeitsgruppe II 

(unter Vorsitz des Bundesministeriums für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau) 

„Vergabeverfahren - Anwendung der VOB". 

In der Arbeitsgruppe I wurde inzwischen ein Modell für ein 
wettbewerbspolitisch und kartellrechtlich einwandfreies „Bau- 
marktbeobachtungsverfahren" entwickelt, das dem Transparenz- 
und Kooperationsbedürfnis der Bauwirtschaft Rechnung trägt. 

In der Arbeitsgruppe II wird ein Modell für die Einrichtung von 
VOB-Stellen erarbeitet, die der Überwachung der strikten Ein- 
haltung der VOB und der Bereinigung festgestellter Verstöße 
dienen sollen. 

Die Ergebnisse beider Arbeitsgruppen sollen noch vor der 
Sommerpause in einer Sitzung des Gesprächskreises vorgelegt 
werden. 

Die uneingeschränkte Einhaltung der Verdingungsordnung für 
Bauleistungen (VOB), die im Verhältnis der öffentlichen Hand 
zu den Unternehmen der Bauwirtschaft ein ausgewogenes 
Regelwerk darstellt, ist nach Auffassung aller Gesprächsteilneh- 
mer eine unabdingbare Voraussetzung für einen funktionieren- 
den Wettbewerb. 

Da die VOB-Stellen einerseits vor allem wegen der notwendi- 
gen raschen Sachbehandlung umfassende Kenntnisse und prak- 
tische Erfahrungen auf dem Gebiet des Bauverdingungswesens 
besitzen müssen, andererseits aber auch schon wegen des rela- 
tiv hohen Anteils der kommunalen Baumaßnahmen möglichst 
unmittelbare Einflußmöglichkeiten gegenüber den Gemeinden 
haben sollten, erscheint es zweckmäßig, die VOB-Stellen inner- 
halb der für das Bauvergabewesen zuständigen Landesressorts 
oder des die Rechtsaufsicht über die Gemeinden ausübenden 
Ministeriums (Innenminister) anzusiedeln. Die Entscheidung 
hierüber muß allerdings den Bundesländern überlassen werden. 

Die Beteiligten waren sich ferner darüber einig, daß die VOB- 
Stellen auch die Auftragnehmerseite an ihrer Arbeit in sinn- 
voller Weise beteiligen müssen. Eine paritätisch besetzte Stelle 
innerhalb der öffentlichen Verwaltung wäre allerdings nicht 
möglich. Eine paritätisch besetzte Stelle außerhalb der öffent- 
lichen Verwaltung wäre nicht zweckmäßig, weil sie auf die Ver- 
gabeverfahren weniger einwirken könnte als eine staatliche 
Stelle. 

Nach den Vorstellungen der Arbeitsgruppe sollen die VOB- 
Stellen: 

1. als Anlauf- und Koordinierungsstelle begründeten Beschwer- 
den über Verstöße gegen die VOB bei öffentlichen oder mit 
öffentlichen Mitteln geförderten Bauaufträgen nachgehen, 
für eine rasche Aufklärung und — gegebenenfalls unter Ein- 
schaltung der zuständigen obersten Landesbehörde - für eine 
rechtzeitige Entscheidung sorgen, ferner grundsätzlich auf 
die Einhaltung der VOB bei der Konzipierung zusätzlicher 
Vertragsbedingungen achten 
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und 

2. daneben die kommunalen Auftraggeber (sowie Zuwendungs- 
empfänger) bei Unklarheiten in Fragen der Vergabe und 
Vertragsgestaltung für Bauleistungen beraten. 

In schwerwiegenden Fällen müßte die VOB-Stelle die für die 
Bewilligung von Zuwendungen zuständige Stelle einschalten 
können mit der Empfehlung, die Zuwendungen gemäß den 
haushaltsrechtlichen Vorschriften zu kürzen oder völlig zurück- 
zuziehen. 

Um die Arbeit der VOB-Stellen zu fördern, ist in dem in der 
Arbeitsgruppe I entwickelten Modell eines Baumarktbeobach- 
tungsverfahrens auch vorgesehen, daß etwaige in den Aus- 
schreibungen enthaltene VOB-Verstöße erfaßt und an die VOB- 
Stellen weitergeleitet werden. 
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